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Bonn, den 6. April 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beschlagnahmte Grundstücke im mittleren Kinzigtal 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1658 — 


Das Bundesministerium der Finanzen beantwortet die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


I. Sachverhalt 

Die Gemeindestraße Steinach — Bollenbach — Schnellingen — Haß- 
lach — Fisdierbach — Einbach — Hausach im mittleren Kinzigtal 
ist durdi ein Straßenbaubataillon der ehemaligen deutschen 
Wehrmacht in den Jahren 1939/40 um durchschnittlich etwa 
1 bis 2 Meier verbreitert worden. Soweit im Verlauf der 
Arbeiten Gebäude abgebrodien und Obstbäume entfernt werden 
mußten, haben die betroffenen Eigentümer den Gegenwert 
erhalten. Ferner sind Entschädigungen für den Ertragsausfall 
während der Bauarbeiten gezahlt worden. Die benötigten 
Grundstücksteile der Anlieger sollten offenbar gekauft und 
jeweils den Gemeinden übereignet werden, denen der an- 
liegende Straßenteil gehört. Die Vermessungsarbeiten und 
daher audi der Grunderwerb konnten wegen der Kriegs- 
ereignisse nicht mehr zu Ende geführt werden. Infolgedessen 
sind weder die Grundstücksteile umgeschrieben noch die 
Eigentümer für diese Grundstücksteile abgefunden worden. 
Zu den Grundstückseigentümern gehören audi die genannten 
Gemeinden. Diese ziehen offenbar nach wie vor Grundsteuer 
auch für die in Anspruch genommenen Grundstücksteile von 
den betroffenen Privateigentümern ein. 

Nach Erlaß des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) haben 
die Eigentümer bei der Oberfinanzdirektion Freiburg An- 
sprüche auf Entschädigung angemeldet. Die Oberfinanz- 
direktion mußte diese Ansprüche aus Rechtsgründen ablehnen. 

Gegen die Ablehnungsbescheide der Oberfinanzdirektion haben 
104 Privateigentümer und die Gemeinden Fischerbach, Bollen- 
bach und Einbach beim Landgericht in Offenburg mit dem 
Antrag geklagt, daß der Bund nach dem Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetz zur Entschädigung verpflichtet sei. 

Das Landgericht Offenburg hat über die Klage noch nicht 
entschieden. 
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II. Stellungnahme zu den einzelnen Punkten 
der Kleinen Anfrage 

1. Zu Nr. 1 und 2 

Die Antwort ergibt sich aus den vorstehenden Ausführungen. 

2. Zu Nr. 3 

Dem Bundesministerium der Finanzen ist nicht bekannt, 
ob die Grundstückseigentümer auch heute noch für die 
Grundstücksteile, die zur Verbreiterung der Gemeindestraße 
in Anspruch genommen worden sind, Grundsteuer ent- 
richten müssen. 

Bei den betroffenen Grundstücken handelt es sich um 
Streifen von ein bis zwei Metern zur Verbreiterung der 
mehrere Gemeinden verbindenden Gemeindestraße. Es ist 
anzunehmen, daß diese Grundstücksflächen als land- und 
forstwirtschaftlicher Grundbesitz bewertet worden sind. 

Der zu einem land- und forstwirtschaftlichem Betrieb ge- 
hörende Grundbesitz wird mit dem Ertragswert bewertet, 
d. h. es wird unter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 
5,5 v. H. das Achtzehnfache des jährlich erzielbaren Rein- 
ertrages als Wert des Betriebes angesetzt. Dieser Ein- 
heitswert umfaßt auch die dem landwirtschaftlichen Betrieb 
dienenden Gebäude sowie das lebende und tote Inventar. 
Die Abtretung der schmalen Grundstücksstreifen wird 
sich nicht oder nur geringfügig auf die Gesamtertragslage 
des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs und bei der 
dargestellten Bewertungsmethode daher auch nicht oder 
nur geringfügig auf den Einheitswert des Betriebes aus- 
wirken. 

Hinzu kommt, daß mit Wirkung ab 1. Januar 1957 der die 
Fortschreibung regelnde § 22 des Bewertungsgesetzes in 
dem Sinne geändert worden ist, daß auch bei Flächen- 
änderungen eine Mindestabweichung von 1000 DM vor- 
liegen muß. Dementsprechend können ab 1. Januar 1957 
Flächenänderungen durch Wertfortschreibungen nur be- 
rücksichtigt werden, wenn sich infolge der Flächenänderung 
ein um 1000 DM niedrigerer oder höherer Einheitswert 
ergibt. Diese Wertabweichung dürfte in den hier in Be- 
tracht kommenden Fällen kaum erreicht werden. 

Hs kann daher davon ausgegangen werden, daß sich die 
Abtretung der Grundstücksteile nicht oder nur geringfügig 
auf die zu entriditende Grundsteuer auswirkt. 

Die Grundsteuer wird von den Gemeinden erhoben und 
fließt den Gemeinden zu. 
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3. Zu Nr. 4 

Der Sachverhalt ist Gegenstand eines Rechtsstreites vor 
dem Landgericht Offenburg. 

Soweit den Klägern aus der Inanspruchnahme ihrer Grund- 
stücke Rechtsansprüche gegen das Deutsche Reich entstanden 
sein sollten, sind diese nach § 1 Abs. 1 AKG erloschen. 
Selbst wenn diese Ansprüche aber nach dem AKG zu 
erfüllen wären, wären sie nicht vom Bund, sondern nach 
§ 25 AKG von den betroffenen Gemeinden selbst zu be- 
friedigen. Infolgedessen besteht im Rahmen der Durch- 
führung des AKG keine Möglichkeit, Leistungen an die 
Kläger zu gewähren. Im übrigen handelt es sich hierbei 
um eine grundsätzliche Frage, da ähnliche Straßenbaumaß- 
nahmen auch anderweit durchgeführt worden sind. 

In einem Erlaß vom 30. Dezember 1958 an die obersten 
Straßenbaubehörden der Länder hat der Herr Bundesminister 
für Verkehr ebenfalls die Auffassung vertreten, daß An- 
spruchsschuldner für etwaige Ansprüche gegen das Deutsche 
Reich aus Straßenbaumaßnahmen, die aus militärischen 
Gründen durchgeführt worden sind, nach § 25 Abs. 2 
Nr. 1 AKG die jeweiligen Straßenbaulastträger sind, wenn 
die in Anspruch genommenen Flächen Straßengelände und 
damit jeweils Teil einer öffentlichen Straße geworden sind. 

Bei dieser Sachlage ist das Bundesministerium der Finanzen 
nicht berechtigt, die Oberfinanzdi; ektion anzuweisen, den 
unbegündeten Anträgen der Kläger zu entsprechen. 

Im übrigen ist noch zu bemerken, daß die Gemeindestraße, 
wäre ihr Ausbau seinerzeit nicht erfolgt, wohl im Laufe 
der Jahre wegen der Zunahme des Straßenverkehrs hätte 
verbreitert werden müssen. Dabei ist besonders zu berück- 
sichtigen, daß gerade in den letzten Jahren die Landwirt- 
schaft in größerem Umfange motorisiert worden ist. Durch 
die Bauarbeiten der früheren deutschen Wehrmacht haben 
die Gemeinden somit die erheblichen Ausbaukosten, die 
sie sonst hätten selbst tragen müssen, erspart. Es ist kein 
Gesichtspunkt ersichtlich, aus dem heraus es unbillig wäre, 
wenn die Gemeinden nunmehr wenigsten die relativ ge- 
ringen Grunderwerbskosten für den notwendigen Ausbau 
der Straße übernehmen. 

Da es sich im vorliegenden Falle nicht um eine Bundes- 
straße handelt, die in der Baulast der Gemeinden steht, 
kann der Bund an die Gemeinden auch keine Zuschüsse 
geben. Die Entscheidung über die Bewilligung von Zu- 
schüssen obliegt ausschließlich dem Land bzw. dem Land- 
kreis, zu dem die Gemeinden gehören. 


In Vertretung 

Hettlage 
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